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Gesetz
zur Änderung des Familiengesetzbuches der DDR 

(1. Familienrechtsänderungsgesetz)
vom 20. Juli 1990

§ 1

Das Familiengesetzbuch der Deutschen Demokratischen Re­
publik vom 20. Dezember 1965 (GBl. I 1966 Nr. 1 S. 1) in der 
Fassung des Einführungsgesetzes vom 19. Juni 1975 zum Zi­
vilgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I 
Nr. 27 S. 517) wird gemäß der Anlage 1 geändert.

§ 2

Das Gesetz vom 4. Dezember 1981 über das Personenstands­
wesen (Personenstandsgesetz) (GBl. I Nr. 36 S. 421) wird ge­
mäß der Anlage 2 geändert.

§3

Der Minister der Justiz wird beauftragt, den Text des Fa­
miliengesetzbuches der Deutschen Demokratischen Republik

in der nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas­
sung im Gesetzblatt bekanntzumachen.

§4
Die Erste Durchführungsbestimmung vom 17. Februar 1966 

zum Familiengesetzbuch (GBl. II Nr. 31 S. 180) wird aufge­
hoben.

§5
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1990 in Kraft.
(2) Wurde eine Ehe vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 

geschieden, ist auf Wunsch des Kindes oder eines Elternteils 
das Jugendamt verpflichtet, die Beteiligten bei der Herbei­
führung einer Einigung über die Regelung der persönlichen 
Beziehungen und unmittelbaren Kontakte gemäß § 27 des 
Familiengesetzbuches zu unterstützen. Ist eine Einigung 
nicht möglich oder verstößt der erziehungsberechtigte Eltern­
teil gegen eine in der Vergangenheit erzielte Einigung, re­
gelt das für den Wohnsitz des Kindes zuständige Gericht 
auf Antrag des Kindes, eines Elternteils oder des Jugend­
amtes diese Beziehungen und Kontakte nach mündlicher Ver­
handlung durch Beschluß. Das Gericht kann vor der Entschei­
dung eine Stellungnahme des Jugendamtes einholen, wenn 
dieses den Antrag nicht selbst gestellt hat.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am zwanzigsten Juli neunzehnhündert- 
neunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den zwanzigsten Juli neunzehnhundertneunzig

Die Präsidentin der Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik

B e r g m a n n - P o h l

3. § 3 erhält folgende Fassung:Anlage 1
zu vorstehendem Gesetz

Das Familiengesetzbuch der Deutschen Demokratischen 
Republik wird wie folgt geändert und ergänzt:

1. § 1 erhält folgende Fassung:
„ § 1

(1) Die Familie ist eine grundlegende Einheit der Gesell­
schaft. Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutz des Staates. Kinder, Frauen und Männer haben 
unabhängig von ihrem gesetzlichen Familienstand das 
Recht auf Achtung ihrer familiären bzw. ehelichen Bin­
dungen sowie auf staatliche Hilfe und Unterstützung.
(2) Die kommunalen und anderen staatlichen Einrich­
tungen, insbesondere die Jugendämter, die Erziehungs­
und Bildungseinrichtungen, die Ehe- und Familienbera­
tungsstellen und die anderen Beratungsdienste sowie die 
entsprechenden Einrichtungen konfessioneller und freier 
Träger haben die Aufgabe, den Ehegatten für die Gestal­
tung ihrer Familienbeziehungen und den Eltern für die 
Erziehung ihrer Kinder Unterstützung anzubieten. Be­
sondere Unterstützung und Förderung gelten kinderrei­
chen Familien, Familien mit behinderten Kindern und 
alleinerziehenden Müttern und Vätern.“

2. § 2 erhält folgende Fassung:
» §  2

Die Gleichstellung von Frau und Mann bestimmt ent­
scheidend den Charakter der Familie. Sie verpflichtet die 
Partner, ihre Beziehungen zueinander so zu gestalten, 
daß beide das Recht auf Entfaltung ihrer Fähigkeiten 
voll wahrnehmen können und erfordert die gegenseitige 
Respektierung der Persönlichkeit und Unterstützung des 
anderen. “

„ § 3
Die Bürger gestalten ihre familiären Beziehungen so, daß 
sie die Entwicklung aller Familienmitglieder fördern. Es 
ist das natürliche Recht und die vornehmste Aufgabe der 
Eltern, ihre Kinder zu Menschen zu erziehen, die auf 
ein eigenverantwortliches und gemeinschaftsbezogenes 
Leben vorbereitet sind. Eine solche Entwicklung der Kin­
der ist zugleich Aufgabe und Anliegen der gesamten Ge­
sellschaft. “

4. § 4 erhält folgende Fassung:

„ § 4
(1) Die Städte und Kreise sollen Ehe- und Familienbera­
tungsstellen einrichten und die entsprechende Beratungs­
tätigkeit konfessioneller und freier Träger sowie die Ar­
beit von Selbsthilfegruppen unterstützen. In den Ehe- 
und Familienberatungsstellen wird denen interdiszipli­
när kostenlos Rat und Hilfe gewährt, die sich in Ange­
legenheiten der Familie und der Partnerschaft an sie 
wenden.
(2) Berater in der Ehe- und Familienberatung unterliegen 
der Schweigepflicht. Aufzeichnungen müssen so aufbe­
wahrt werden, daß sie nur von den Beratern eingesehen 
werden können. Die wissenschaftliche und publizistische 
Auswertung der Erfahrungen der Beratungstätigkeit ist 
unter Beachtung der Erfordernisse des Datenschutzes nur 
insoweit zulässig, als nicht Einzelheiten und Namen kon­
kreter Fälle offenbart werden.“

5. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Aus der Ehe soll eine Familie erwachsen, die ihre 
Erfüllung im gemeinsamen Zusammenleben, in der Erzie­
hung der Kinder und in der gemeinsamen Entwicklung 
der Eltern und Kinder findet.“


